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Eigentlich wollte ich den 9. November unkommentiert verstreichen lassen, berichteten
doch nicht nur alle deutschen, sondern auch viele ausländische Medien über den 25.
Jahrestag des Mauerfalls (http://www.zeit.de/gesellschaft/25-jahre-mauerfall). Doch
meine Freunde vom telegraph (http://www.telegraph.ostbuero.de/) forderten mich auf,
für ihre Jubiläumsausgabe einen Beitrag zum Thema Geheimdienste beizusteuern. Der
telegraph nimmt für sich in Anspruch, „die letzte authentische Zeitschrift der linken
DDR-Opposition“ zu sein, „unbestechlich, unbequem, kritisch, behörden- und
unternehmerunfreundlich – Eigenschaften, die vielen heute prominenten sogenannten
DDR-Bürgerrechtlern gründlich abhanden gekommen sind“.

Ich bin der Redaktion erstmals kurz nach der Wiedervereinigung als junger Anwalt im
damaligen Haus der Demokratie und Menschenrechte in der Friedrichstraße 165
begegnet, dem ehemaligen Hauptquartier der SED-Kreisleitung in Berlin. Dort hatte ich
gemeinsam mit meinen Kollegen Räume im ersten Stock bezogen, gegenüber dem Büro
des Bürgerkomitees 15. Januar und der Redaktion von Horch und Guck, zwei
Stockwerke unter dem Neuen Forum. Als Rechtsanwälte vertraten wir seinerzeit nicht
nur Opfer rechtsradikaler Gewalt in den neuen Bundesländern. Wir unterstützten auch
Stasi-Opfer bei der Akteneinsicht, begleiteten sie in die Stasi-Archive und erörterten mit
ihnen rechtliche Möglichkeiten, namentlich die Einleitung von Strafverfahren und die
Geltendmachung zivilrechtlicher Ansprüche.

Wir Westanwälte hatten wenig mehr als Zeitungswissen über das Ausmaß und die
Alltäglichkeit von Überwachung und Repression durch die Staatssicherheit in der DDR.
Und so hörten wir Geschichten über Geschichten von denen, die vor 1989 viel riskiert
hatten, um eine andere Kultur oder eine andere Politik zu leben. Es waren mitunter
Kleinigkeiten wie lange Haare oder ein A mit einem Kreis darum, die zu Verfolgung
führten. Ich vertrat auch Schwule, die zum Teil Jahre in Haft saßen, wegen sogenannten
asozialen Verhaltens, und natürlich viele Menschen, die aufgrund ihres politischen
Engagements ins Visier der Staatsmacht gerieten.

So weit, so schlecht – und so lehrreich für mich. Ich begriff damals, dass wir als
undogmatische Westlinke vehementer und früher Position hätten beziehen müssen.
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Denn es waren eben nicht nur die DDR-Bürokraten auf der einen und die
Antikommunisten auf der anderen Seite, Eduard Schnitzler (Der schwarze Kanal)
versus Gerhard Löwenthal (Deutschlandmagazin). Es waren Leute, die wie wir leben
und Politik machen wollten, die wir hätten unterstützen müssen. Hätten wir das früher
verstanden, hätten wir uns früher mit ihnen zusammengeschlossen, dann hätten wir
vielleicht gemeinsam die kleine politische Chance nach dem Mauerfall nutzen können,
über die heute nur noch wenige reden: Die Chance, für eine wirkliche Alternative zum
Nominalsozialismus, aber auch zum neoliberalen Kapitalismus zu kämpfen.

Stattdessen stehen wir vor einem ökonomischen und politischen Weltsystem, in dem die
Nord- und Mitteleuropäer und die Nordamerikaner sich selbstgerecht dafür feiern, mit
den Profiten, die sie im Rest der Welt erwirtschaften, Gesellschaften zu unterhalten, in
denen ja tatsächlich sowohl historisch als auch im Weltmaßstab vergleichsweise hohe
Lebensstandards und vergleichsweise demokratische Zustände herrschen. Der Preis
dafür aber sind verheerende Zustände in vielen Teilen der Welt, nicht zuletzt an den
Rändern unseres Kontinentes.

Doch kein Lamento über verpasste Chancen soll dies sein. Vielmehr eine Aufforderung
an uns alle, Solidarität mit denen zu üben, die heute jenseits der Mauern leben, die wir –
wenn auch nicht selbst errichten – jedenfalls nicht genügend bekämpfen.

Wolfgang Kaleck ist Berliner Rechtsanwalt und Generalsekretär des European Center
for Constitutional and Human Rights (ECCHR). Kaleck hat sich in den vergangenen
Jahren mit Menschenrechtsverletzungen in Argentinien bis Abu Ghraib und Kolumbien
bis Philippinen beschäftigt; aktuell ist der NSA-Whistleblower Edward Snowden einer
seiner Mandanten.

7 Kommentare

Estorien (http://community.zeit.de/user/515962)
#1  —  vor 3 Jahren

Auch eine späte Einsicht ist eine Einsicht. Und jetzt sind Sie nicht mehr auf dem
linken Auge blind?

asd
#2  —  vor 3 Jahren

Wieso geht es anderen schlechter, wenn es uns besser geht?

Solidarität statt Selbstgerechtigkeit - Recht subversiv http://blog.zeit.de/recht-subversiv/2014/11/27/solidaritaet-statt-selbstg...

2 von 4 07.02.2018, 16:25



Mike Michelus
#3  —  vor 3 Jahren

Herr Kaleck spricht mir hier aus der Seele. Ich möchte zu diesem Thema auf die
Internetseite http://www.michelus.net (http://www.michelus.net) verweisen. Unter
„Aktuelles“ finden Sie dort den Text „Brief an einen Kommunisten“ (West), der
das Thema noch einmal aus damaliger ostdeutscher Sicht beleuchtet.

kkelvin (http://community.zeit.de/user/525953)
#4  —  vor 3 Jahren

danke für dieses differenzierte, ehrliche statement. wahrscheinlich gehen ihre
standpunkte vielen zeitgenossen zu weit und anderen nicht weit genug; mir
sprechen sie aus der seele.

PeterStein
#5  —  vor 3 Jahren

Das ist eine sehr wichtige Überlegung. Nicht nur für „undogmatische Linke“. Ich
nehme mich da als zeitweiliger „Maoist“ nicht aus (und subjektiv damit scharfer
Gegner dessen, was wir für die Restauration des Kapitalismus in der Sowjetunion
hielten – dabei war es eher eine in Herrschaftsbewahrung und Überwachung
erstarte Gesellschaft).
Anstatt die Welt in Links und Rechts einzuteilen und dann je nach eigener
Einordnung Fronten zu beziehen, ist es die schwierige und immer notwendige
Aufgabe, die tatsächlichen Lebens- und Arbeitsbedingungen zu analysieren und
sich nicht auf pauschale Schubladen zu verlassen.
Leider sind nach 1989 viele Chancen auf neue Wege auch in Westdeutschland
vergeben worden. Stattdessen wurde den „FNL“ (den fünf neuen Ländern) unsere
westdeutsche Ordnung übergestülpt und nicht z.B. über eine neue Verfassung für
Deutschland diskutiert.

Sammy Senkbley (http://community.zeit.de/user/174401)
#6  —  vor 3 Jahren

Danke! Eine späte Einsicht ist besser als gar keine. Sie sprechen aber
bezeichnenderweise nur von den globalen Perspektiven: „wirkliche Alternative
zum Nominalsozialismus“. Was die bockige Ignoranz der westdeutschen Linken –
der undogmatischen ebenso wie der dogmatischen – für negative Folgen beim
Prozess der Wiedervereinigung hatte (und noch hat), verschweigen Sie allerdings
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weiter. Die Entfremdung zwischen den regimekritischen Ostdeutschen, die
dachten, dass sie links sind, und den Mainstreamlinken Westdeutschlands, die
immer schon am allerbesten wussten, was links ist – diese Entfremdung ist erst IM
ZUGE DER WIEDERVEREINIGUNG zu einem regelrechten Gebirge
aufgewachsen.

akomado (http://community.zeit.de/user/300763)
#7  —  vor 3 Jahren

Lieber Herr Kaleck, da haben Sie recht, ein Lamento über verpaßte Chancen
würde nichts bringen. Ich bin Ihnen aber sehr dankbar, daß Sie an diese Idee vom
Dritten Weg erinnern. Mich und meine Altersgenossen (damals 25-35 Jahre alt) hat
sie sehr beschäftigt. Wir haben die friedliche Revolution vorangetrieben, weil wir
eine freie und gerechte Gesellschaft wollten – es ging darum, die bürgerlichen
Rechte und Freiheiten der westlichen Demokratien zu erweitern und auch auf die
„Wirtschaft“ auszudehnen. Unser Vorbild waren selbstverständlich nicht die
etablierten Parteien des Westens, sondern die sozialen Bewegungen. Selbst wenn
man heute die ersten Aufrufe des „Demokratischen Aufbruchs“ liest (aus dem
Angela Merkel kommt), staunt man, wie links die gesamte Programmatik war.
Siegesbesoffen, hat die alte BRD damals die Chance einer gründlichen
Reformierung verpaßt. Seitdem werden ihre für uns einstmals verlockenden
Qualitäten – Sozialstaat, Demokratie – Zug um Zug abgebaut. Ist ja kein
konkurrierendes System mehr vorhanden, dem man beweisen müßte, daß man die
bessere Gesellschaftsordnung habe. Es ist schlichtweg unpraktisch, wenn
Menschen hinter das bereits Erreichte zurückgeworfen werden. Aber egal, der
Kampf geht weiter.
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